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Schulleitungen

aller öffentlichen Schulen

im Regierungsbezirk Arnsberg
Leiterinnen und Leiter

der Studienseminare

im Regierungsbezirk Arnsberg
Schulämter

-mit Überdrucken für die

Grund-, Haupt- und Förderschulen-

im Regierungsbezirk Arnsberg
Arbeits- und Gesundheitsschutz an Schulen;
Mutterschutz bei beruflichem Umgang mit Kindern im Schulbereich

Anlage:
1. Runderlass des MSW vom 14.11.2006   -212 – 1.21.01 – 20002-
2. Erlass des MSW vom 22.01.2007    -212 – 1.21.01 – 20002-
3. Ablaufplan
4. Formblatt "Gefährdungsbeurteilung für schwangere Lehrerinnen mit rechtlichen            Grundlagen in NRW"

5. Mustervordruck “Anschreiben Lehrkraft-Durchschrift BAD“

6. Zuständigkeiten BAD

Sehr geehrte Damen und Herren,

auf Grund gesetzlicher Vorschriften ist der Arbeitgeber bei der Beschäftigung werdender Mütter verpflichtet, den Arbeitsplatz einer Gefährdungsbeurteilung zu unterziehen und ggf. entsprechende Schutzmaßnahmen zu veranlassen. Weiterhin sind Beschäftigten in infektionsgefährdeten Bereichen unter bestimmten Voraussetzungen eine individuelle arbeitsmedizinische Beratung, Vorsorgeuntersuchungen und Impfungen anzubieten.

Auch an den öffentlichen Schulen tätige schwangere Lehrerinnen stehen nach dem Mutterschutzgesetz (angestellte Lehrerinnen) bzw. nach der Mutterschutzverordnung (beamtete Lehrerinnen) unter besonderem Schutz, wobei zu beachten ist, dass insbesondere Lehrerinnen an Schulen für Kranke und an Förderschulen u. U. einer höheren Infektionsgefahr ausgesetzt sind. 
Nach den gesetzlichen Vorgaben darf eine schwangere Lehrerin nicht beschäftigt werden, wenn ihr Leben/ihre Gesundheit bzw. das Leben/die Gesundheit des noch ungeborenen Kindes gefährdet sind. Hiervon ausgehend besteht bei fehlender oder noch nicht geklärter Immunität die Verpflichtung, gegebenenfalls einen Arbeitsplatzwechsel bzw. eine Abordnung vorzunehmen oder ein befristetes oder generelles Beschäftigungsverbot auszusprechen.
Mit dem beigefügten Runderlass vom 14.11.2006 – 212 –1.21.01 – 20002 – hat das Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen eine Orientierungshilfe für Entscheidungen und Maßnahmen der Schulleitungen und der Schulaufsicht zum Mutterschutz bei schwangeren Lehrerinnen gegeben. 
Entsprechend dieser Orientierungshilfe bitte ich Sie, künftig jede Ihnen bekannt werdende Schwangerschaft einer Lehrerin Ihrer Schule unverzüglich mir bzw. dem zuständigen Schulamt bei Lehrerinnen im Bereich der Grund-, Haupt- und Förderschulen zu melden. Bis zur Klärung des Immunstatus darf die schwangere Lehrerin nicht im direktem Kontakt mit Schülerinnen und Schülern in der Schule weiterbeschäftigt werden. Es besteht jedoch die Möglichkeit, ihr vorübergehend in der Schule solche Tätigkeiten zu übertragen, bei denen kein unmittelbarer Kontakt zu Schülerinnen/Schülern besteht (Verwaltungstätigkeiten, Korrekturarbeiten, Arbeiten am Schulprogramm etc.). Weiterhin kann die Lehrerin auch außerhalb der Schule (z.B. im Schulamt) eingesetzt werden. Dies bitte ich schulintern abzuklären. Sollten sich in der Schule keine Einsatzmöglichkeiten ergeben, ist die schwangere Lehrerin zunächst vom Dienst freizustellen.
In diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, dass der Wunsch der schwangeren Lehrerin, die bisherige Lehrtätigkeit fortzusetzen, mich als Dienstherr bzw. Arbeitgeber nicht von der Pflicht zur Beachtung der Beschäftigungsverbote entbindet.
Mit der Meldung an mich bzw. das Schulamt ist dem betriebsärztlichen Dienst (BAD) unverzüglich per Fax ein Untersuchungsauftrag zwecks Feststellung des Immunstatus der schwangeren Lehrerin zu erteilen. 
Zu der Frage, ob ein befristetes oder generelles Beschäftigungsverbot auszusprechen ist, wird  der BAD mir bzw. dem Schulamt eine Empfehlung zukommen lassen. Der schwangeren Lehrerin wird ausschließlich  das Beratungs-/Untersuchungsergebnis mitgeteilt.  Die Entscheidung über den weiteren schulischen Einsatz der Lehrerin wird dann von mir bzw. dem zuständigen Schulamt schriftlich verfügt.

Außerdem bitte ich Sie, umgehend eine Gefährdungsbeurteilung nach den mutterschutzrechtlichen Bestimmungen gemäß beiliegendem Muster durchzuführen, die betroffene Lehrerin über das Ergebnis zu unterrichten und daraus sich eventuell ergebende Schutzmaßnahmen zu treffen. Diese Gefährdungsbeurteilung verbleibt an Ihrer Schule  und ist Grundlage für  Ihre Entscheidung hinsichtlich der weiteren Arbeitsplatzgestaltung der schwangeren Lehrkraft.
Nach dem Mutterschutzgesetz hat der Arbeitgeber bei angestellten Lehrkräften unverzüglich die Aufsichtsbehörde von der Mitteilung der werdenden Mutter zu benachrichtigen. Da die Staatlichen Ämter für Arbeitsschutz aufgelöst und in die Bezirksregierungen integriert worden sind, bitte ich Sie, bei schwangeren angestellten Lehrkräften die Meldung an das Dez. 57 meines Hauses zu richten.

Weiterhin weise ich noch auf Folgendes hin:
Bricht in der Schule eine der unter Ziffer C. des beigefügten Erlasses genannten Infektionskrankheiten  aus, bitte ich mich bzw. das Schulamt ebenfalls umgehend zu verständigen, damit ich bzw. das Schulamt die schwangeren Lehrerinnen einer weiteren Untersuchung durch den BAD zuführen kann. Bis zum Vorliegen des Beratungs-/ Untersuchungsergebnisses darf die schwangere Lehrerin nicht mit direktem Kontakt zu Schülerinnen und Schülern in der Schule weiterbeschäftigt werden. Ob in der Schule unter Beachtung dieses Grundsatzes Einsatzmöglichkeiten gegeben sind, bitte ich  eigenverantwortlich schulintern zu klären.
Für weitere Rückfragen stehen Ihnen die für Ihre Schule zuständigen Personalsachbearbeiter/innen zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

( Salomon)
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